
für sie s p ü r b a r  wahrnehmen können1'. Er hob wei­
ter auch die Doppeleigenschaft des Werktätigen als 
Arbeiter und kollektiver Eigentümer in einer Person 
hervor. Die Doppeleigenschaft erweitert sein Blickfeld 
und seine Veranlwortungsbereitschaft für den ganzen 
Betrieb. Der Werktätige als kollektiver Eigentümer ist 
an der erfolgreichen Entwicklung der gesamten Volks­
wirtschaft interessiert und fühlt sich in wachsendem 
Maße auch dafür verantwortlich'.
Hiervon ausgehend sollte im ZGB die rechtliche Rege­
lung in der Weise erfolgen, daß — dem Kerngedanken 
des Art. 10 Abs. 2 der Verfassung folgend — das Recht 
auf persönliches Eigentum und die Pflicht der Bürger 
zur ständigen Mehrung und Festigung des sozialisti­
schen Eigentums in einem korrespondierenden Verhält­
nis dargestellt werden und der sozialistische Staat auf 
der Grundlage des sozialistischen Eigentums an den 
Produktionsmitteln, der ständigen Entfaltung der sozia­
listischen Produktivkräfte und der Planung und Leitung 
der Volkswirtschaft die Entwicklung des persönlichen 
Eigentums im Interesse der allseitigen Befriedigung der 
materiellen und geistig-kulturellen Bedürfnisse der 
Bürger und ihrer Entwicklung zu sozialistischen Per­
sönlichkeiten fördert und gewährleistet. Ähnliche Be­
stimmungen enthalten bereits die Zivilgesetzbücher der 
sozialistischen Länder.8

Der besonderen Garantie des persönlichen Eigentums 
durch die Verfassung müssen auch die zu seinem Schutz 
notwendigen speziellen gesetzlichen Bestimmungen ent­
sprechen. Für den strafrechtlichen Schutz enthält das 
neue StGB einen umfassenden Katalog von Tatbestän­
den (§§ 177 ff.). Im künftigen ZGB wird sich der zivil- 
rechtliche Schutz vor allem auf den Herausgabeanspruch 
des Eigentümers und den Anspruch auf Herausgabe von 
Nutzungen gegenüber einem unrechtmäßigen Besitzer — 
als unrechtmäßig soll der Besitz angesehen werden, der 
nicht auf einem gesetzlich anerkannten oder vertraglich 
vereinbarten Rechtsgrund beruht — sowie auf den Be- 
seitigungs- bzw. Unterlassungsanspruch gegen Störun­
gen des Eigentumsrechts erstrecken.
Dem Grundgedanken des Art. 11 der Verfassung ent­
sprechend, sollte in das ZGB auch eine Bestimmung 
aufgenommen werden, die generell jede Maßnahme auf 
Entzug oder Beschränkung des persönlichen Eigentums 
nur im Ausnahmefall — bei Vorliegen eines dringenden 
gesellschaftlichen Interesses und gegen angemessene 
Entschädigung auf der Grundlage gesetzlicher Bestim­
mungen — für zulässig erklärt. Eine solche, die ver­
fassungsmäßige Garantie des persönlichen Eigentums 
unterstreichende zivilrechtliche Regelung entspräche 
der gegenwärtigen Rechtslage und -praxis in der DDR, 
wonach eine Beschränkung oder ein Entzug des Eigen­
tums nur in gesetzlich genau bezeichneten Fällen mög­
lich ist, und zwar grundsätzlich nur dann, wenn ver­
tragliche Vereinbarungen mit dem Eigentümer über die
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Übertragung bzw. die Nutzung des persönlichen Eigen­
tums nicht zustande kommen.

Gegenstände des persönlichen Eigentums und Nutzung 
staatlicher und gesellschaftlicher Einrichtungen 
durch Bürger
Die Gegenstände des persönlichen Eigentums werden 
durch dessen Funktion bestimmt. Untersucht man, wel­
chen Einfluß das persönliche Eigentum auf die Bedürf­
nisbefriedigung und die Entwicklung der Persönlichkeit 
der Bürger in der sozialistischen Gesellschaft hat, so 
sind neben den Gegenständen, die die materiellen Vor­
aussetzungen für die Gestaltung des persönlichen Le­
bens der Bürger und ihrer Familien bilden (wie z. B. 
Kleidung, Haushaltsgegenstände, Möbel, Einfamilien­
häuser usw.), vor allem solche von Interesse, die ihrem 
Zweck nach zur beruflichen Ausbildung und Qualifizie­
rung der Bürger und zur Entfaltung ihrer schöpferi­
schen Kräfte und Fähigkeiten bestimmt sind. Hierzu 
gehören auch solche Gegenstände, die eine kulturell­
bildende Wirkung auf die Bürger ausüben, indem sie 
ihnen die Begegnung mit Werken der Kunst und Lite­
ratur vermitteln, wie Bücher, Schallplatten, Bilder usw. 
Zu nennen sind ferner Gegenstände, die der eigenen 
kulturellen Betätigung und der sinnvollen Freizeit­
gestaltung der Bürger dienen (z. B. Musikinstrumente). 
Die Formung der Persönlichkeit des Bürgers durch die 
von ihm erworbenen und ihm und seiner Familie zur 
Erfüllung der verschiedensten individuellen Wünsche 
dienenden Gegenstände ist ein über die rechtlichen 
Einzelregelungen des persönlichen Eigentums hinaus­
reichender wichtiger Umstand. Er verlangt von den 
Betrieben höchste Qualitätsarbeit und erfordert ein 
rasches Reagieren der Warenproduzenten — aber auch 
der Künstler, Schriftsteller usw. — auf die sich entwik- 
kelnden materiellen und geistig-kulturellen Bedürf­
nisse.
So gesehen, werden über die Kategorie des persönlichen 
Eigentums einerseits der sozialistische Lebensstil und 
das Bewußtsein der Bürger geformt, ohne daß aber die 
Entwicklung einer Konsumentengesellschaft gefördert 
wird, deren Mitglieder an allen Problemen desinter­
essiert sind, die nicht ihre eigenen, persönlichen Inter­
essen berühren11. Andererseits aber werden auch die 
Bezugspunkte zu anderen Rechtsinstituten des ZGB ge­
setzt, so z. B. zu den Garantierechten oder den Bestim­
mungen über die materielle Verantwortlichkeit, deren 
Anwendung in jedem Einzelfall auch zur Gewährlei­
stung und zum Schutze des persönlichen Eigentums bei­
trägt. .
Die Lebenshaltung der Bürger wird jedoch nicht allein 
vom Umfang der in ihrem Eigentum stehenden Ver­
mögenswerte bestimmt, „sondern auch durch den Ein­
satz des gesamten erwirtschafteten Nationaleinkom­
mens“10. Für die Beurteilung des Lebensstandards sind 
die Rechte der Bürger auf Nutzung der staatlichen und 
gesellschaftlichen Einrichtungen in den verschiedenen 
Bereichen der sozialistischen Gesellschaft, so z. B. in 
den Bereichen des Bildungs- und Gesundheitswesens, 
der Kultur, der Erholung, der Dienstleistungen, des Ver­
kehrswesens sowie die Leistungen im Rahmen der So­
zial- und Wohnungspolitik von großer Bedeutung. Die 
teils entgeltliche, teils unentgeltliche Nutzung derartiger 
Einrichtungen findet zwar keinen unmittelbaren Nieder­
schlag in persönlichen Vermögenswerten; ihre Inan­
spruchnahme stellt jedoch eine wesentliche Ergänzung 
zum Institut des persönlichen Eigentums dar. weil auch 
sie der allseitigen Befriedigung der Bedürfnisse der
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